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schaft durch ein Listing nur an einer Börse im Ausland zu 
ersetzen. Wenn dagegen eine Schweizer Gesellschaft ver­
schiedene Aktienkategorien hat (zB Stammaktien und 
Vorzugsaktien), wovon ·eine Kategorie an einer Schweizer 
Börse kotiert und die andere nicht (an einer Schweizer 
Börse) kotiert ist, ist es aufgrund des Wortlauts des Ge­
setzes möglich, dass die neuen Ausschüttungsbeschränkun­
gen auch auf Dividendenzahlungen auf der nicht (in der 
Schweiz) kotierten Kategorie angewendet werden. 

Bei Aktienkapitalerhöhungen sollten Schweizer Gesell­
schaften künftig bedenken, ob es aus steuerlicher Sicht 
vorteilhafter ist, einen möglichst hohen Nennwert und ein 
möglichst tiefes Agio zu schaffen. 

Aufgrund des Ausnahmekataloges kann es für auslän­
dische Gesellschaften auch nach dem 1.1.2020 attraktiv 
bleiben, Kapitaleinlagereserven in die Schweiz zu bringen. 
Nach dem Wortlaut des Gesetzes sollten auch Kapitalein­
lagereserven, die erst nach dem 1.1.2020 geschaffen wer­
den, für 100 % steuerfreie Dividendenzahlungen verwen­
det werden können, sofern die Kapitaleinlagereserven 
durch qualifizierende grenzüberschreitende Umstrukturie­
rungen oder Zuzug geschaffenen wurden. 

Weiter sind Rückzahlungen an juristische Personen, die 
zu mindestens 10 % an der leistenden Schweizer Gesell­
schaft beteiligt sind, weiterhin zu 100 % steuerfrei möglich. 
Diese Ausnahme ist jedoch mit Vorsicht zu genießen. Das 
schweizerische Gesellschaftsrecht kennt den Grundsatz der 
Gleichbehandlung aller Aktionäre. Sollte also eine Gesell­
schaft nebst Aktionären mit einer Beteiligungsquote von 
über 10 % auch Aktionäre haben, die eine solche Quote 
nicht erreichen (wie für börsenkotierte Gesellschaften ty­
pisch), sind vorab etwaige gesellschaftsrechtliche Restrik­
tionen zu prüfen. 

Aktionäre und Schweizer Gesellschaften sollten die wei­
tere Entwicklung genau beobachten. Es wird erwartet, 
dass die Schweizer Steuerverwaltung in einem Kreisschrei­
ben zu derzeit offenen Interpretations- und Anwendungs­
fragen, einschließlich übergangsrechtlicher Fragen, Stel­
lung nehmen wird. 

Nils Harbeke, Partner, dipl. Steuerexperte, Rechtsanwalt, 
Pascale Schwizer, Associate, Rechtsanwältin, 

beide Pestalozzi Rechtsanwälte, Zürich/Genf 

Spanien: Anzeigepflicht für grenzüberschreitende 
Gestaltungen 

1. Hintergrund 

Am 25.5.2018 hat der Rat der Europäischen Union die
Richtlinie 2018/822/EU zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich der Meldepflicht von grenzüber­
schreitenden Steuermodellen angenommen, die am 5.6. 
2018 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
wurde. Die Richtlinie trat 20 Tage nach ihrer Veröffent­
lichung - also am 25.6.2018 - in Kraft. Ziel ist der auto­
matische Austausch von Informationen in1 Bereich der 
grenzüberschreitenden Steuergestaltung bzw. -planung 
zwischen den nationalen Steuerbehörden. Das Konzept 
geht auf den BEPS-Aktionspunkt 12 zur Offenlegung von 
aggressiven Steuerplanungsmodellen zurück. 

IStR 1912019 

Nach den Richtlinienbestimmungen sind sog. Interme­
diäre zur Meldung vermeintlich aggressiver (grenzüber­
schreitende) Steuerplanungsmodelle gegenüber den natio­
nalen Steuerbehörden verpflichtet. Als Intermediäre gelten 
Personen, die in der Entwicklung, Vermarktung, Organi­
sation oder Umsetzung der betreffenden Gestaltung bzw. 
Modelle involviert sind (zB Steuerberater, Rechtsanwälte 
oder W irtschaftsprüfer); nur subsidiär sind auch Steuer­
pflichtige selbst von der Meldepflicht betroffen; der Inter­
mediär kann aufgrund einer berufSrechtlichen Verschwie­
genheitspflicht grds. nicht zur Meldung verpflichtet wer­
den. 

2. Meldepflicht durch Berufsträger angedacht 

In Spanien hat nun das Finanzministerium damit be­
gonnen, einen Gesetzesentwurf zur nationalen Umsetzung 
der Richtlinienbestimmungen zu entwerfen. Bemerkens­
wert ist in diesem Zusammenhang, dass „das Berufs­
geheimnis iSd Informationspflicht" einer der in dieser 
Vorschrift regulierten Punkte sein soll. Derzeit ist in Art. 93 
Abs. 5 der spanischen AO festgelegt, dass Rechtsanwälte 
und Steuerberater verpflichtet sind, alle Informationen, 
die sie von ihren Mandanten erhalten haben, geheim zu 
halten (Verschwiegenheitspflicht). Nunmehr ist angedacht, 
diese Vorschrift bis zum Jahresende entsprechend anzupas­
sen. Konsequenz dessen wäre die unnuttelbare Melde­
pflicht durch diese BerufSträger, wenn sie in einer ent­
sprechenden Gestaltung involviert sind. 

Dr. Christian Kohlenberg, LL.M./M.Sc./StB und 
Dipl.-I<lfm. Willi Plattes, Asesor Fiscal!StB 

Tschechien: Pläne zur Einführung einer Digitalsteuer 
(OST) veröffentlicht 

Am 30.4.2019 hat das tschechische Finanzministerium 
die Einführung einer DST iHv 7 % angekündigt. Der 
Gesetzentwurf sollte bis Ende Mai 2019 vorgelegt werden. 
Eine entsprechende Veröffentlichung steht aber noch aus. 
Geplant ist bei Verabschiedung des Gesetzesentwurfs ein 
Inkrafttreten bis etwa Mitte 2020. 

Gemäß der Pressemitteilung soll die neue Steuer auf 
ausgewählte Internetdienstleistungen eingeführt werden, 
wenn bestimmte Schwellenwerte überschritten werden. In 
Anlehnung an den DST-Richtlinienvorschlag der EU, 
welcher am 12.2.2019 im EU-Finanzministerrat geschei­
tert ist, werden wohl nur Unternehmen mit einem welt­
weiten Konzernumsatz von mehr als 750 Mio. € von der 
DST erfasst. Außerdem müssen bestimmte Grenzen, die 
den Umsatz mit bestinunten digitalen Dienstleistungen in 
T schechien betreffen, überschritten werden. 

Hinsichtlich der Art der von der Besteuerung betroffe­
nen Dienstleistungen orientiert sich die tschechische DST 
ebenfalls am Richtlinienvorschlag der EU: Werbedienst­
leistungen, Vermittlungsdienstleistungen und der Verkauf 
von Nutzerdaten sollen von der Digitalsteuer erfasst wer­
den. 

Martin Loibl, RA, WTS, München und Sonja Stenze/, 
WTS, Erlangen 
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